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Vorwort 

Den Anlaß zu der vorliegenden Untersuchung über „Wahlabspra-
chen politischer Parteien und ihre rechtlichen Grenzen" hat das um-
strittene Urtei l des Staatsgerichtshofes von Baden-Württemberg vom 
6.2.1961 (ESVGH 11 I I , 25 ff.)  gegeben, mi t dem die Landtagswahl 
vom 15. 5.1960 in den Wahlkreisen Waiblingen I und I I wegen einer 
für gesetzwidrig erachteten Wahlabsprache für ungült ig erklärt wurde. 
Die Rechts- und Wirtschaftswissenschaftliche  Fakultät (Rechtswissen-
schaftliche Abteilung) der Universität Tübingen hat die Arbeit im 
Wintersemester 1963/64 als Dissertation angenommen. Die Dissertation 
ist für diese Veröffentlichung  in einigen Punkten geändert sowie er-
gänzt worden. 

Mein aufrichtiger  Dank gi l t Herrn Prof.  Dr. Bachof,  der in hilfs-
bereiter Weise die Dissertation betreut und diese Veröffentlichung 
angeregt hat. Ich danke ferner  dem Verlag für sein Entgegenkommen 
bei der Drucklegung. 

Reutlingen, im Juni 1964 
Christoph  Peter 
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I . Thema der Arbeit 

Die politischen Parteien gehen anläßlich der Parlamentswahlen seit 
jeher miteinander Bündnisse ein. Die vorliegende Arbeit verfolgt  das 
Ziel, die Wahlabsprachen politischer Parteien systematisch zu erfassen 
und ihre rechtlichen Grenzen aufzuzeigen. Hierzu besteht Anlaß, wei l 
man nicht nur in der Öffentlichkeit,  sondern auch i n der juristischen 
Fachwelt immer wieder und zum Teil in sehr scharfen Formulierungen 
gegen Wahlabsprachen Stellung nimmt, es auf der anderen Seite aber 
Stimmen gibt, die die gesetzliche Zulassung von Wahlabsprachen for-
dern, ja sogar gesetzliche Verbote von Wahlabsprachen für unzulässig 
erklären. 

Diese Arbeit soll zunächst Begriff  und Arten der Wahlabkommen un-
ter dem Aspekt der heutigen Rechtsdogmatik darlegen. Die geschicht-
liche Entwicklung soll gesondert berücksichtigt werden. Dann soll — als 
zentrales Thema der Arbeit — das Problem behandelt werden, auf 
Grund welcher rechtlichen Gesichtspunkte sich Bedenken gegen be-
stimmte Wahlabreden ergeben, bzw. die Unzulässigkeit von bestimm-
ten Wahlabreden anzunehmen ist. Dabei w i rd auch die Frage der 
Auslegung sowie der Verfassungsmäßigkeit  der gesetzlichen Wahl-
abrede-Verbote zu erörtern sein. Es w i rd das geltende Verfassungs- und 
Wahlrecht des Bundes und der Länder herangezogen; das Kommunal-
wahlrecht bleibt außer Betracht. 

Das zentrale Thema der Arbeit stellt einen Ausschnitt aus dem Ge-
samtkomplex des sog. materiellen Wahlprüfungsrechts  dar; denn wenn 
eine bestimmte Wahlabrede als unzulässig angesehen werden muß, 
kann sie als Wahlfehler wahlprüfungsrechtliche  Konsequenzen nach 
sich ziehen1. Welcher A r t diese Konsequenzen im einzelnen sein wür-
den, soll jedoch ebensowenig untersucht werden wie Fragen des Ver-
fahrens der Wahlprüfung. 

1 Der Begriff  des materiel len Wahlprüfungsrechts  umfaßt diejenigen 
Rechtsgrundsätze, nach denen die für die Wahlprüfung zuständigen Stellen 
über die Gült igkei t einer Wahl zu entscheiden haben. Vgl. Leser, Untersuchun-
gen über das Wahlprüfungsrecht  des Dt. Reichstags, 1908, S. 17 f ; Bal l , Das 
mat. Wahlprüfungsrecht,  1931, S. 1; Seifert,  Kommentar, Einlei tung zum 
WPrüfG I I I S. 322. 
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Zum Gegenstand dieser Arbeit gehört auch nicht die Einordnung der 
Wahlabreden oder der Parteibündnisse überhaupt in unser Rechts-
system, also das Problem, ob Vereinbarungen zwischen Parteien, 
die sich — wie Wahlabreden, Koalitionspakte u. dgl. — unmittel-
bar auf den Bereich der politischen Willensbildung beziehen, 
als Verträge zu qualifizieren sind oder welche Rechtsnatur ihnen sonst 
zukommt, ab sie erzwingbar sind und ähnliche Fragen. Diese Arbeit 
geht vielmehr davon aus, daß Wahlabreden eine i m demokratischen 
Mehrparteienstaat übliche Gegebenheit sind, die rechtlich relevante 
Wirkungen auslöst. 

I L Gang der Arbeit 

Aus vorstehender Aufgabenstellung ergibt sich folgender Gang der 
Arbeit: 

I m ersten Abschnitt erfolgt  nach der begrifflichen  Erfassung und Dar-
legung der bedeutungsvollsten Wahlabsprachen ein Rückblick auf die 
geschichtliche Entwicklung, wobei konkrete Fälle angeführt  werden. 
Ein Abriß der Stellungnahmen zur Zulässigkeitsfrage in Schrifttum und 
Rechtsprechung leitet über zur Erörterung der rechtlichen Grenzen von 
Wahlabsprachen. 

Der zweite Abschnitt behandelt die Frage, welche Grenzen sich außer-
halb gesetzlicher Wahlabrede-Verbote ergeben. Als Gesichtspunkte, 
die die Grundlage verbotsunabhängiger Grenzen von Wahlabsprachen 
bilden könnten, kommen rein objektiv-rechtliche Grundsätze der Wahl-
gesetze und Verfassungen einerseits, subjektive Rechte der Wahl-
beteiligten andererseits in Betracht. I m ersten Kapitel des zweiten 
Abschnitts werden die Bestimmungen über die Wahlvorschläge, der 
Verhältniswahlgedanke und der Gedanke der Bekämpfung von Splitter-
Parteien, im zweiten Kapitel die subjektiven Rechte der Wähler, der 
Parteien und der Kandidaten daraufhin untersucht, ob und inwieweit 
sie Wahlbündnissen entgegenstehen. Es gi l t dabei, jeweils rechtliche 
Maßstäbe herauszuarbeiten und die verschiedenen typischen Wahlab-
kommen an diesen Maßstäben zu messen. 

Der dritte Abschnitt beschäftigt sich mi t den wahlgesetzlichen Wahl-
abrede-Verboten. Die Verbote und verbotsähnlichen Tatbestände des 
geltenden Rechts werden in ihrer Tragweite dargelegt. Außerdem 
wi rd die Verfassungsmäßigkeit  dieser Vorschriften  geprüft. 
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I I I . Methode der Arbeit 

Wahlabsprachen werden i n dieser Arbeit nicht als ein Problem der 
politischen Ethik und nicht vom Standpunkt der Politischen Wissen-
schaft aus betrachtet, sondern als Gegenstand der Rechtswissenschaft, 
d.h. als Erscheinung des politischen Lebens, die Rechtsfragen auf-
wir f t . 

Da die zu behandelnden Rechtsfragen dem Wahlrecht angehören, 
müssen in der Methode die Besonderheiten dieses Rechtsgebiets be-
rücksichtigt werden. So kommt es i m Wahlrecht ganz besonders auf 
Rechtsklarheit und Rechtssicherheit für alle am Wahlvorgang Beteilig-
ten an. Vor allem darf  auch die Situation der die Wahl vorbereiten-
den, überwachenden und auswertenden Wahlorgane nicht außer acht 
gelassen werden. Ferner ist hinzuweisen auf das Prinzip möglichster 
Aufrechterhaltung  einer so wichtigen, umfassenden und komplizierten 
Veranstaltung wie sie die Parlamentswahl bedeutet. Dieses Prinzip, das 
einen Leitgedanken des materiellen Wahlprüfungsrechts  darstellt2, 
gi l t nämlich nicht nur im Hinblick auf die von der Wahlprüfungsinstanz 
aus einem Wahlfehler zu ziehenden Folgerungen, sondern es gi l t auch 
dann, wenn es sich um die Frage handelt, ob ein bestimmter Sachver-
halt oder eine bestimmte Maßnahme als zulässig oder als unzulässig 
und damit möglicherweise einen Wahlfehler begründend zu bewerten 
ist. 

Auf der anderen Seite geht diese Arbeit davon aus, daß auch Wahl-
gesetze der Auslegung fähig und bedürftig sind. Wenn immer wieder 
betont wird, im Wahlrecht herrsche der Grundsatz formalistischer  In-
terpretation, so kann dies jedenfalls nicht bedeuten, daß auf diesem 
Sektor unseres Rechtslebens alles gestattet ist, was nicht ausdrücklich 
und eindeutig untersagt wird. In diesem Sinne hat eine Interpretations-
regel nie bestanden; schließlich hat sich das gesamte materielle Wahl-
prüfungsrecht  außerhalb des positiven Rechts der Wahlgesetze als Ge-
wohnheitsrecht entwickelt3. So darf  auch der allgemeine Rechtsgedanke, 
daß Gesetzesumgehungen als Rechtsmißbrauch unzulässig sind, nicht 
von vornherein aus dem Wahlrecht verbannt werden4. Andernfalls 

2 S. dazu Seifert,  Kommentar, Einl. zum WPrüfG I I I , S. 323 f. 
8 Vgl. Ball , a. a. O., S. 92, 204; Seifert,  a. a. O., S. 322 f. 
4 Das auch i m öffentlichen  Recht geltende Umgehungsverbot w i l l verhin-

dern, daß einem Gesetz, insbesondere einer Verbotsnorm, auf einem Weg zu-
widergehandelt w i rd , der — we i l nicht ausdrücklich ausgeschlossen — schein-
bar dem Gesetz entspricht; es kommt also darauf an, ob das Gesetz nach sei-
nem Sinn und Zweck die Verwirk l ichung eines gewissen Erfolges überhaupt 
oder nur eine bestimmte Form seiner Herbeiführung  ausschließen wi l l . Zum 
Ganzen vgl. Enneccerus-Nipperdey, Al lg. Te i l des Bürgerl. Rechts, 15. Aufl. 
(1960), 2. Halbbd., § 190 I I I , S, 1160 ff.  ™ Das Umgehungsverbot ziehen i m 
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